Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/13I 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Sechsten Gesetzes 
über die Erhöhung von Dienst- und Versorgungsbezügen 
(6. Besoldungserhöhungsgesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel I 
§ 1 

(1) Vom 1. Januar 1970 an werden die Sätze des 
Grundgehalts (Anlage I des Bundesbesoldungsge- 
setzes) um 12 vom Hundert, mindestens jedoch um 
100 Deutsche Mark, erhöht. 

(2) Vom 1. Januar 1970 an werden die Amtszu- 
lagen und Stellenzulagen in den Anlagen des Bun- 
desbesoldungsgesetzes um 12 vom Hundert erhöht. 

§ 2 

(1) Vom 1. Januar 1970 an werden die Sätze der 
Grundgehälter, die der Berechnung von Versor- 
gungsbezügen zugrunde liegen, um 12 vom Hun- 
dert, mindestens jedoch um 100 Deutsche Mark, er- 
höht. 

(2) Vom 1. Januar 1970 an werden die ruhe- 
gehaltfähigen Zulagen, die der Berechnung von 
Versorgungsbezügen zugrunde liegen, um 12 vom 
Hundert erhöht. 

(3) Vom 1. Januar 1970 an werden die Versor- 
gungsbezüge, deren Berechnung ein Grundgehalt 


nicht zugrunde liegt, um 12 vom Hundert, minde- 
stens jedoch um 75 Deutsche Mark, erhöht. 


§ 3 

(1) Vom 1. Januar 1970 an werden die Sätze der 
Ortszuschlagstabelle (Anlage II des Bundesbesol- 
dungsgesetzes) um 12 vom Hundert erhöht. 

§ 4 

Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt, 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen die gemäß §§ 1, 2 und 3 sich ergebenden 
Sätze des Grundgehalts, der Zulagen und der Orts- 
zuschläge bekanntzumachen. 


Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Ab- 
satz 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. 


Artikel III 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1970 in Kraft. 


Bonn, den 3. Dezember 1969 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/131 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Begründung 


Die Zunahme des nominellen Volkseinkommens 
wird auf 11 Vo in 1969, auf 9 Vo in 1970 geschätzt. 
Der Prozentsatz der durchschnittlichen Besoldungs- 
verbesserung durch das 2. Besoldungsneuregelungs- 
gesetz bleibt hinter diesen Werten zurück; auch 
durch die Uberbrückungszahlung wird die allge- 
meine Einkommensentwicklung in 1969 bei den 
Beamtengehältern nicht egalisiert. Die Ursache die- 
ser Entwicklung ist in der Voraussage zu niedriger 
Wachstumswerte im Wirtschaftsbericht 1969 zu se- 
hen. Eine sofortige lineare Besoldungserhöhung, an 
der alle Beamten, Richter und Soldaten einschließ- 
lich der Versorgungsempfänger teilnehmen, ist da- 
her geboten. Dadurch soll ein weiteres Anwachsen 
des schon bestehenden Besoldungsrückstandes ver- 
hindert werden. Darüber hinaus ist es aber auch 
erforderlich, den Rückstand der Beamtenbesoldung 
gegenüber der allgemeinen Einkommensentwick- 
lung aus früheren Jahren abzubauen. Aus diesem 
Grunde wurde der Prozentsatz so bemessen, daß 
auch ein erster Schritt in diese Richtung getan wird. 


Im einzelnen 

Artikel I 

Die §§ 1 bis 3 enthalten die Heraufsetzung der 
Grundgehalts-, Zulagen- und Ortszuschlagssätze um 
12 Vo mit Wirkung ab 1. Januar 1970. Der Mindest- 
erhöhungssatz um 100 DM soll gewährleisten, daß 
die Besoldungserhöhung für die Bezieher kleinerer 
Einkommen deutlich spürbar ist. Parallel dazu wer- 
den die Bezüge der Versorgungsempfänger durch 
entsprechende Anhebung der der Bemessung ihrer 
Pensionen zugrunde liegenden Ausgangsbeträge 
erfaßt. 

§ 4 enthält eine Ermächtigung, die neuen Grund- 
gehalts-, Zulagen- und Ortszuschlagssätze bekannt- 
zumachen. 

Artikel II und III 

Geltung im Land Berlin und Inkrafttreten. 


2 



